
 

 

 

 

 

 
 

Gemeinde Bordesholm 
Bauamt 
Mühlenstraße 7  
24582 Bordesholm 
 

Hinweis für den/die Antragssteller/in: 
Der Antrag ist vollständig ausgefüllt mit 
allen unter Ziffer VII aufgeführten 
Unterlagen beim Amt einzureichen! 

 

Antrag auf 

 Beseitigung von _____ Bäumen  

 Kronenreduktion über 20 % 

 Kappung/ Habitatherstellung bei _____ Bäumen  

 innerhalb der Schutzfrist vom 01.03. – 30.09.     ja        nein    

 

Falls ja angekreuzt, Begründung: 
 
 
 
 

 

I. Antragssteller/ in 

Name *: 

Vorname: 

Straße, Hausnummer: 

PLZ, Wohnort: 

Telefonnummer: 

E-Mail: 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

 

  * Antragstellung im Auftrag für den/ die Eigentümer*in, Vollmacht liegt bei 

 

 

 

Antrag auf Baumfällung 



II. Grundstück, auf dem sich der zu beseitigende Baumbestand befindet: 

PLZ + Ort 

Straße und Hausnr. 

Gemarkung: 

Flur: 

Eigentümer/ in Anschrift: 

(falls nicht Antragssteller/ 

in) 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

_____________________  Flurstück:  _________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

 

III. Angaben zum beantragten Baum / Bäumen: 
(Hinweis: Geben Sie jeweils die Baumart und den Stammumfang (in cm, gemessen in 1 m Höhe 
über Geländeoberfläche) an. Bei mehrstämmigen Bäumen bitte die einzelnen jeweiligen 
Stammumfänge angeben. Bei mehreren Bäumen bitte Nummern vergeben und entsprechend auf 
dem Lageplan verwenden.) 

 

Nummer Baumart Stammumfang in 1 m Höhe  
1  cm 
2  cm 
3  cm 
4  cm 
5  cm 
6  cm 
7  cm 
8  cm 
9  cm 

 

IV. weitere Angaben zum Baum / zu den Bäumen 
 

Ist der Baum/ sind die Bäume in einem Bebauungsplan „zum Erhalt“ festgesetzt?  
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
Ist der Baum/ sind die Bäume Bestandteil(e) eines Knicks?  
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
Weist der Baum/ weisen die Bäume Höhlungen, Astlöcher o.ä. auf?  
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
Ist der Baum/ sind die Bäume Bestandteil einer Baumreihe? (mindestens 5 Bäume auf 
mindestens 50 m in einer Reihe, auch grundstücksübergreifend) 
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
Ist der Baum/ sind die Bäume Bestandteil einer Baumgruppe? (mindestens 3 Bäume, deren 
Kronen als eine gemeinsame Krone wirken) 
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
Steht der Baum/ stehen die Bäume in einem Uferbereich? 
ja          nein          zum Teil          nicht bekannt          
 



V. Begründung: 

 Krankheit, welche (z.B. Pilzbefall): __________________________________________ 

 Bauvorhaben (bei baugenehmigungspflichtigen Vorhaben bitte Antrag dem Bauantrag beifügen) 

 Umsturzgefahr 

 Umsturzgefahr, unmittelbar 

 Schäden an Gebäuden/Gegenständen 

 

V. a. Nähere Erläuterungen zur Begründung: 
 
 
 
 
 
 

 

VI. Angaben zum beabsichtigten Ausgleich: 
 
Hinweis: Nähere Informationen zum erforderlichen Ausgleich finden Sie auf der Internetseite des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde. 
Die Ersatzpflanzung sollte vorrangig auf dem gleichen Grundstück erfolgen, eine Pflanzung im 
näheren Umfeld bzw. im Gemeindegebiet (nach Abstimmung mit der Gemeinde) ist ebenfalls möglich.  
Nur in begründeten Ausnahmefällen ist eine Ersatzzahlung von 500 € je Nachpflanzung möglich. In 
dem Fall ist die Begründung dem Antrag als gesondertes Blatt beizufügen. 

 

 Es sollen neue Bäume gepflanzt werden. Vorschlag Baumarten: ___________________  

_______________________________________________________________________ 

 Der Ausgleich soll in Geld erbracht werden 

 

VII. Grundstück, auf dem die Ausgleichsmaßnahme durchgeführt werden 
soll: 
      (falls es sich nicht um dasselbe Grundstück wie bei der Baumbeseitigung handelt) 

PLZ + Ort 

Straße und Hausnr. 

Gemarkung: 

Flur: 

Eigentümer/in Anschrift: 

(falls nicht 

Antragssteller/in) 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 

_____________________  Flurstück:  _________________ 

________________________________________________ 

________________________________________________ 



VIII. Ergänzende Unterlagen 

1. Lageplan, der die Lage des Baumes auf dem Grundstück und die Zuordnung zur 
unmittelbaren Umgebung erkennen lassen 
(Flurkartenauszug o.ä. 1:1.000, auf dem der Standort des zu fällenden Baumes und der Standort der 
Ausgleichsmaßnahme markiert sind) 

2. Fotos, die neben einer Gesamtansicht des Baumes den Standort und Fällgrund 
belegen (wenn möglich, per E-Mail) 

3. Einverständniserklärung, wenn der Antragsteller nicht Grundstückseigentümer der 
Fläche ist, auf der die Beseitigung bzw. der Ausgleich durchgeführt werden soll 

4. Gutachterliche Stellungnahme einer fachlich geeigneten Person, wenn: der Fällgrund 
nicht eindeutig erkennbar ist, bei Verkehrssicherungspflicht, Schäden an Gebäuden, 
äußerlich nicht erkennbaren Beeinträchtigungen (z.B. Morschung, Wurzelschäden) 

5. Artenschutzgutachten, wenn innerhalb der Schutzfrist vom 01.03 - 30.09. gefällt 
werden soll 

 
IX. Unterschrift Antragsteller/ in 

 

 mir ist bewusst, dass für die Bearbeitung des Antrags Verwaltungsgebühren anfallen. 

 mir sind die Hinweise und naturschutzrechtlichen Erläuterungen bekannt. 

 
 
__________________________  ______________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Antragstellers 
 
 
X. Einverständniserklärung, falls abweichende Angaben zu Punkt I. 

 
 

Eigentümer/ in des Grundstücks, auf dem der Eingriff erfolgen soll:   

 

__________________________  ______________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Antragstellers 
 

 

Eigentümer/ in des Grundstücks, auf dem der Ausgleich erfolgen soll:  

 

__________________________  ______________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Antragstellers 
 

Hinweise 
Bitte reichen Sie Ihre Unterlagen vollständig ein! 

Ihre Angaben sind erforderlich, um Ihr Anliegen zügig zu bearbeiten. Fehlende oder 
unvollständige Angaben führen zu einem höheren Verwaltungsaufwand und einer erhöhten 
Bearbeitungsgebühr. 

Die Genehmigung ist gebührenpflichtig. 
Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Verwaltungsgebührensatzung des Amtes 



Bordesholm. Mit vorliegenden vollständigen Antragsunterlagen und eindeutiger Sachlage 
beträgt die Gebühr 75,00 €. 
Nachforderungen und erforderliche Ortstermine führen zu weiteren Kosten. 

Bitte beachten Sie, dass bei einer Fällung auch ein Ausgleich der verlorenen ökologischen 
Funktion zu erbringen ist. Je 100 cm Stammumfang ist ein Laubbaum der Pflanzqualität 
Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm zu pflanzen. Für die Fällgenehmigung 
vollständig abgestorbener Bäume wird eine ermäßigte Gebühr von 25 € erhoben. 

 

Naturschutzrechtliche Erläuterungen 
 
Die Fällung von Bäumen mit einem Stammumfang von über 100 cm ist nach § 3 der 
Baumschutzsatzung Bordesholms grundsätzlich verboten. In begründeten Einzelfällen 
können von den Verboten auf Antrag Ausnahmen durch die Gemeinde Bordesholm 
zugelassen werden. 

Nach § 17 Abs. 4 BNatSchG sowie § 6 der Baumschutzsatzung müssen in den durch die/ 
den Verursacher*in zu erbringenden Antragsunterlagen alle Angaben enthalten sein, die zur 
Beurteilung des Eingriffs erforderlich sind. 

Die/ der Verursacher*in eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare erhebliche 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen (sog. ‚Vermeidungspflicht‘ 
gem. § 15 Abs. 1 BNatSchG). 

Die Notwendigkeit und Unvermeidbarkeit der Gehölzbeseitigung ist durch die/ den 
Antragsteller*in in diesem Sinne nachvollziehbar zu begründen. 

Für unvermeidbare Beeinträchtigungen besteht ansonsten eine sogenannte 
‚Kompensationspflicht‘ gem. §15 Abs. 2 BNatSchG sowie § 7 der Baumschutzsatzung. Im 
Rahmen eines erforderlichen schriftlichen Antrages sind daher auch die geplanten 
Kompensationsmaßnahmen darzustellen. Die erforderliche Kompensation ist vorrangig auf 
dem betroffenen Grundstück bzw. in Absprache an anderer geeigneter Stelle zu pflanzen. 

Die Unmöglichkeit entsprechender Kompensationsmaßnahmen wäre von Ihnen als 
Antragsteller*in nachvollziehbar zu begründen. In begründeten Ausnahmefällen kann eine 
sogenannte ‚Ersatzgeldzahlung‘ gemäß § 7 Abs. 4 der Baumschutzsatzung geleistet werden. 

Ein Eingriff darf auch dann gem. § 9 Abs. 3 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) nicht 
zugelassen werden, wenn ihm andere Vorschriften des Naturschutzrechts, z.B. 
insbesondere des Biotop- oder Artenschutzes, entgegenstehen. 


